
Die Niederlande

Mirte van den Berge*

Mark Ruttes zweite Koalitionsregierung, bestehend aus der Volkspartei für die Freiheit
und Demokratie (VVD) und der Partei der Arbeit (PvdA), war die erste Regierung in 18
Jahren, die über die gesamte vierjährige Legislaturperiode im Amt blieb. Dies ist überra-
schend, da sie keine Mehrheit im Senat hatte1 und Haushaltskürzungen in Höhe von rund
16 Mrd. Euro durchsetzte. Die Koalition war recht erfolgreich darin, ihre Reformagenda
umzusetzen:  Sie  ging  pragmatische  und  branchenspezifische  Einigungen  mit  anderen
politischen Parteien und Akteuren der Zivilgesellschaft ein und verfügte über gute Bezie-
hungen zu Führungskreisen. Beide Koalitionsparteien sahen sich jedoch heftiger  Kritik
ausgesetzt, als sie nach den Wahlen 2012 eine Koalition mit ihren politischen Gegnern
eingingen,  um Neuwahlen  zu  vermeiden,  bei  denen  sie  eher  schlechte  Aussichten  auf
Erfolg gehabt hätten. 2016 einigten sich beide Parteien darauf, die Erfolge ihrer Koali-
tionsarbeit im Wahlkampf zu nutzen: Jede Partei konnte einen Teil des finanziellen Über-
schusses dafür verwenden, ihre WählerInnen zu beschwichtigen; auch wurde mehr Raum
für parteispezifische  Profilierung in Debatten geschaffen. Die VVD versuchte, die Wahl
im März  2017 auf ein Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen Rutte  und Geert  Wilders,  dem
Vorsitzenden der Partei für die Freiheit (PVV), zuzuspitzen, um sich den WählerInnen als
die politisch richtige Entscheidung zu präsentieren. Die PvdA schnitt in Wahlumfragen
besonders schlecht ab. Der Parteivorstand hoffte, dass ein offener Wettbewerb um ihre
Parteispitze einen neuen Impuls geben und ihre Popularität steigern würde. Der rechts-
populistische Wilders führte in Umfragen an und erhielt aufgrund provokanter Forderun-
gen und einer Anklage wegen Volksverhetzung viel Medienaufmerksamkeit.2 

Sowohl  die  überraschende  Wahl  Donald  Trumps  zum US-Präsidenten  als  auch  das
Brexit-Votum prägten den Wahlkampf, sodass der Fokus auf den sogenannten „Wutbür-
gerInnen“ lag und mehr Indentitätspolitik betrieben wurde, anstatt Errungenschaften des
Kabinetts Rutte II im Bereich der Wirtschaft und Klimawandel hervorzuheben.3 Wilders
veröffentlichte ein einseitiges Wahlprogramm, das neben provokativen, verfassungsfeind-
lichen  und  anti-muslimischen  Gesetzesforderungen  auch  das  Versprechen  eines  EU-
Austritts der Niederlande enthielt. Das vorgesehene Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen Rutte
und Wilders kam nicht in Fahrt, hauptsächlich deswegen, weil Wilders sich weigerte, an
den bekannten Wahlkampfformaten teilzunehmen. Andere Parteien profitierten von dieser
Pattsituation: Meinungsforscher vermuteten, dass zwei Wochen vor der Wahl bis zu 70
Prozent der WählerInnen noch unentschieden waren und wenige Tage davor bis zu vier
oder fünf Parteien die Chance gehabt hätten, den größten Stimmenanteil zu erhalten.4

* Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein und Noreen Wirth.
1 Zum Amtsbeginn hatte die Koalition 30 von 75 Senatssitzen inne, ab Juni 2015 waren es nur noch 21. 
2 Gordon Darroch: Geert Wilders found guilty of inciting discrimination, in: The Guardian, 9.12.2016.
3 Partij Voor de Vrijheid: The Netherlands Ours Again! in: Geert Wilders weblog, 26.8.2017.
4 Tom-Jan Meeus: Hoe de verkiezingscampagne het  land aan het  zwalken kon brengen, in: NRC Han-

delsblad, 25.2.2017.
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Wahlergebnisse und Koalitionsverhandlungen

Die beiden Regierungsparteien haben Wählerstimmen verloren. Am dramatischsten war
dieser Verlust für die PvdA; die VVD blieb noch die stärkste Partei. Wie in Wahlen davor
schaffte Wilders PVV es nicht, ihre Führungsrolle in den Umfragen auch auf die Wahlen
zu übertragen. Dies wurde landes- und EU-weit als positive Entwicklung verbucht. Der
Trend hin zur Zersplitterung der Parteienlandschaft in den Niederlanden setze sich fort:
Von den 28 Parteien, die zur Wahl standen, schafften 13 den Einzug ins Parlament und
keine Partei erhielt mehr als 22 Prozent der Wählerstimmen.5

Tabelle 1: Übersicht der nationalen Wahlergebnisse 2016 im Vergleich zu 2012.

Partei6 Fraktion im Europäischen Parlament Stimmenanteil
in Prozent

Sitze 
2017

Sitze 
2012

Differenz

VVD Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa
(ALDE)

21.3 33 41 -8

PVV Europa der Nationen und der Freiheit (ENF) 13.1 20 15 +5

CDA Europäische Volkspartei (EVP) 12.4 19 13 +6

D66 ALDE 12.2 19 12 +7

GroenLinks Die Grünen/Europäische Freie Allianz (EFA) 9.1 14 4 +10

SP Konföderale Fraktion der Vereinten Europäischen 
Linken/Nordischen Grünen Linken (GUE/NGL)

9.1 14 15 -1

PvdA Progressive Allianz der Sozialdemokraten im 
Europäischen Parlament (S&D)

5.7 9 38 -29

CU Europäische Konservative und Reformer (EKR) 3.4 5 5 +/-

Partei für die 
Tiere (PvdD)

GUE/NGL 3.2 5 2 +3

50Plus - 3.1 4 2 +2

SGP EKR 2.1 3 3 +/-

DENK - 2.1 3 0 +3

FvD - 1.8 2 0 +2

Diese Ergebnisse erschwerten es, eine Mehrheitsregierung zu formen.7 Schon vor der Wahl
wurden bestimmte Koalitionen von den Parteien ausgeschlossen: so die VVD, der Christ-
Demokratische Aufruf  (CDA) und die  meisten andere  Parteien mit  der  „extremen und
unzuverlässigen“ PVV, die Sozialistische Partei (SP) mit der „kapitalistischen“ VVD und
die PvdA nach ihren großen Verlusten jegliche Koalitionsbildung. Jede Regierungsbildung
müsste eine Brücke über zentrale Differenzen im Wahlkampf hinweg schlagen: kultureller
Konservatismus versus kultureller Progressivismus. Der Wille der anderen Parteien, einem
dritten Kabinett Rutte beizutreten, hielt sich in Grenzen, hatten die Juniorpartner davor
mehr als die Hälfte ihrer Stimmen in den nachfolgenden Wahlen verloren. Unter diesen

5 Jon Henley: Dutch elections: all you need to know, in: The Guardian, 2.3.2017.
6 Parlement & Politiek: Tweeder Kamerverkietingen 2017, abrufbar unter:  https://www.parlement.com/id/

vk1wljxti6u9/tweede_kamerverkiezingen_2017 (letzter Zugriff: 10.10.2017).
7 Zwar ist es möglich, eine Minderheitsregierung zu bilden, jedoch war dies in der Vergangenheit unüblich.

Darüber stimmen wieder fast alle Parteien aufgrund der ausgeprägten Polarisierung im Parlament ein. 
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Vorzeichen müsste eine Mehrheitsregierung mit Ruttes VVD mindestens noch die CDA,
Democraten 66 (D66) und entweder die progressive Partei Grün-Links (GL), einer der
großen Gewinner der Wahl, oder die konservative Christen Union (CU) enthalten. Erste
Sondierungsgespräche mit der GL scheiterten bereits zwei Monate später, da Differenzen
bezüglich Klimawandel und Migration zu groß waren. Da keine andere Partei ihre Koali-
tionsvetos zurücknahm, war die CU die nächstmögliche Option. Doch auch hierzu legte
D66 bald aufgrund unüberbrückbarer Differenzen bezüglich der Medizinethik Einspruch
ein. Eine weitere Gesprächsrunde mit GL wurde initiiert,  scheiterte wiederum fast  vier
Monate nach der  Wahl,  da GL zukünftige Verhandlungen der  Europäischen Union mit
nordafrikanischen  Ländern  gleich  der  Erklärung EU-Türkei  ablehnte.  Im Interesse  der
Nation überwanden D66 und CU ihre starken Vorbehalte und nahmen am 28. Juni neue
Gespräche auf. Der Druck auf den beiden Parteien war groß, um eine Minderheitsregie-
rung oder Neuwahlen zu vermeiden.

Referendum über das Assoziierungsabkommen mit der Ukraine 

Mit  dem  langen  Wahlkampf  im  Sommer  2016  und  den  ausgedehnten  Koalitions-
verhandlungen stand die Europapolitik weniger im Mittelpunkt als in den Jahren zuvor.
Die  Erfolge  der  niederländischen  Präsidentschaft  im Rat  der  Europäischen  Union  (im
ersten  Halbjahr  2016)  waren  zufriedenstellend  und  die  Regierung  bezog  sich  in  den
folgenden Monaten auf viele der Initiativen und gesetzten Prioritäten aus der Zeit. Das
EU-Assoziierungsabkommen mit der Ukraine sowie das Brexit-Referendum waren hoch
politisierte Themen, die aber erst nach der Ratspräsidentschaft aufkamen.  

Das niederländische Referendum im April 2016 über das Assoziierungsabkommen mit
der Ukraine ging auf die Initiative zivilgesellschaftlicher Gruppen zurück, deren Arbeit
sich auf die von ihnen wahrgenommene fehlende Legitimation der Europäischen Union
konzentrierte. Obwohl das Referendum nur eine beratende und keine bindende Wirkung
hatte, verpflichteten sich die meisten Parteien, das Ergebnis des Referendums als bindend
anzuerkennen, sofern die Wahlbeteiligung über 30 Prozent läge. Als das Ergebnis eine
Wahlbeteiligung von 32 Prozent offenbarte und 61 Prozent der WählerInnen gegen den
Abschluss  des  Assoziierungsabkommens  votierten,  verkündete  Rutte,  das  Ergebnis  zu
respektieren. Jedoch benötigte er Zeit, um eine Lösung auf EU-Ebene zu finden, wofür er
auch von der Unterstützung der Opposition abhängig war. Europäische Staats- und Regie-
rungschefs warnten Rutte jedoch vor den geopolitischen Folgen, die eine Nicht-Ratifizie-
rung nach sich ziehen würde. Unter dem Druck der Union sagte Rutte einem Zusatz zu,
dass das Abkommen nicht direkt zum Mitgliedsstatus führen würde und keinen Mitglied-
staat zu finanzieller Unterstützung der Ukraine verpflichtete. 

Brexit und Koalitionen in der Europäischen Union

Das Brexit-Votum im Juni 2016 hat wichtige Reflexionen über die strategische Position
der Niederlande in der Europäischen Union angeregt und neue Möglichkeiten hinsichtlich
der  Umsiedlung von EU-Agenturen  und Finanzeinrichtungen  eröffnet.8 Großbritannien
galt als wichtiger Partner für die Niederlande, insbesondere in Bereichen wie Handel, EU-
Binnenmarkt und Reformen zur besseren Effektivität der Union. Der Brexit wurde in den
Niederlanden als schädlich für die eigenen Interessen betrachtet. Jedoch forderten Wilders
und kleinere Parteien wie das Forum für Demokratie (FvD), dass die Niederlande dem

8 Die Niederlande sind ein Bewerberland für die Umsiedlung der Europäischen Arzneimittel-Agentur.
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britischen  Vorbild  folgen  sollte.  Falls  Großbritannien  sich  während  den  Austritts-
verhandlungen für einen Widerruf des ausgelösten Art. 50 EUV entscheiden sollte, würden
die Niederlande die Fortsetzung der britischen EU-Mitgliedschaft begrüßen.9  

Zudem haben die Niederlande angesichts des bevorstehenden Brexit ihre Suche nach
neuen EU-Partnern verstärkt. Auch wenn die niederländischen Positionen zwar weitest-
gehend mit denen Deutschlands übereinstimmen, sind die Niederlande aber nur von gerin-
ger strategischer Bedeutung für Deutschland. Andere übliche Partner der Niederlande sind
nicht Teil der Eurozone (wie Dänemark und Schweden). Rutte sucht daher, die Beziehun-
gen zu den Visegrád- sowie Benelux-Staaten zu stärken; er plant auch das Abhalten eines
kleinen EU-Gipfels mit den Beneluxstaaten, den skandinavischen und baltischen Ländern
sowie mit Dänemark und Irland über die Folgen des Brexit. 

Andere EU-Themen

Es ist  sehr wahrscheinlich,  dass das Kabinett  Rutte  III  im zweiten Halbjahr 2017 das
Mandat erhält, die EU-Verhandlungen in den meisten Bereichen fortzusetzen. Es besteht
auch eine Übereinstimmung der Parteien der Mitte darin, dass die Europäische Union in
ihren Kernbereichen mehr leisten muss. Sie stimmen zudem über die strategische Agenda
der Europäischen Kommission unter Jean-Claude Juncker, wie sie im Juni 2014 vom Rat
verabschiedet wurde, überein. Die Umsetzung von bereits bestehenden EU-Vorgaben gilt
als essentiell; die Niederlande werden hier als vorbildlich gelobt. Auch aus eigennützigen
Gründen unterstützen die Niederlande die Kommission darin,  sicherzustellen, dass alle
EU-Staaten den Verteilungsmechanismus der EU-Türkei-Erklärung einhalten.

Das in der  EU-Politik recht aktive niederländische Parlament legt  einen besonderen
Wert auf die Prinzipien der Subsidiarität und der Proportionalität. Die Zweite Kammer hat
die  niederländische  Position  vor  allem im EU-Entscheidungsprozess  zur  Europäischen
Staatsanwaltschaft  geprägt.  Beide  Kammern  hatten  dem  Kommissionsvorschlag  eine
„gelbe Karte“ erteilt und lehnten die Gründung einer EU-Agentur zur Strafverfolgung ab.
Folglich votierte auch die niederländischen Regierung dagegen, sehr zum Leidwesen des
niederländischen  Justizministers,  der  eine  zentrale  Rolle  bei  der  Kompromissfindung
während der niederländischen Ratspräsidentschaft gespielt hatte. 

Ein weiteres Kernthema im niederländischen Parlament war die Reform der Entsende-
richtlinie. Hier behielt es sich die parlamentarische Kontrolle vor, um eine volle Beteili-
gung des Parlaments und einen uneingeschränkten Informationszugang zu gewährleisten.10

Lodewijk Asscher, stellvertretender Premierminister und Minister für Arbeit und Soziales,
sowie weitere Parteien im Parlament (PvdA, CDA, SP und D66) unterstützten die Reform
nach den Prinzipien der Gleichbehandlung und Gleichbezahlung. 
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